
Diese Gewerkschafter getrauen sich nicht, ihre andere 
gewerkschaftspolitische Grundlinie programmatisch nieder­
zulegen, obwohl sie mehrfach dazu aufgefordert worden 
sind. Würden sie es tun, dann würden die Gewerkschafts­
mitglieder sehr bald erkennen, daß ihre Auffassungen mit 
den Bestrebungen der reaktionären kapitalistischen Presse 
zusammenfallen. Deshalb nehmen sie Zuflucht zu einer Reihe 
von Ablenkungsmanövern, indem sie den Mitgliedern ein- 
reden wollen, in den Berliner Gewerkschaften gebe es keine 
Demokratie, würde diktatorisch regiert, die Menschenrechte 
würden verletzt und die Freiheit der Gewerkschaften sei 
bedroht. Mit solchen Methoden und Verleumdungen ist 

/man bestrebt, einer grundsätzlichen Diskussion auszu­
weichen und die Mitglieder zu täuschen.

Diese Kräfte mobilisierten drei politische Parteien (die 
SPD, CDU und LDP), die versuchten, den Berliner Gewerk­
schaften über den Weg der Alliierten Kommandantur vor­
zuschreiben, daß eine parteipolitische Kennzeichnung der 
Kandidaten erfolgen soll und nach der Verhältniswahl ge­
wählt werden müsse. Das hätte bedeutet, die Parteipolitik 
in die Gewerkschaften hineinzutragen. Mit größter Ein­
mütigkeit werden diese Pläne von den Gewerkschaftsmit­
gliedern abgelehnt, weil sie erkennen, daß dieser vom 
Zaune gebrochene Streit um die Wahlordnung in Wirklich­
keit um Wesen und Inhalt der Gewerkschaftsarbeit geht. 
Ihr Ziel ist, sozialdemokratische Parteigewerkschaften mit 
einer Aufgabenstellung zu schaffen, wie sie die Gewerk­
schaften in der Weimarer Zeit hatten.

Wir wollen starke Gewerkschaften, die fähig sind, große 
soziale Reformen durchzusetzen, die eine Grundlage bieten, 
die materiellen Bedingungen der Gewerkschaftsmitglieder, 
erfolgreich zu vertreten. Wir wollen demokratische Gewerk­
schaften, um die Initiative der Gewerkschaftsmitglieder und 
ihre Mitarbeit bei der Losung dieser großen Aufgaben zu 
entwickeln. Wir wollen unabhängige Gewerkschaften, un­
abhängig von den politischen Parteien und den Besatzungs­
mächten, um diese große demokratische Massenorganisation 
zu befähigen, sich selbst die konkreten Aufgaben zu stellen, 
die gegenwärtig lösbar sind. Wir wollen starke, freie Ge­
werkschaften, die die Monopolisten und Junker entmachten 
und die Demokratie für immer sichern.

Deshalb geht es bei dieser Wahl darum, die Berliner 
Gewerkschaften so stark wie möglich zu machen.

Karl Fugger у Berlin

Erneut wählen nun die Mitglieder ihre Gewerk­
schaftsvertreter und Organisationsleitungen
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Ein Beispiel dafür, wie ohne jeden Bürokratismus, nur 
durch Initiative und größte Hilfsbereitschaft auch scheinbar 
fast unerfüllbare Aufgaben gelöst werden können, gab 
Ingersleben, eine kleine Gemeinde in Thüringen.

Das Dorf wird von einem Fluß durchschnitten, der im 
Frühjahr zur Zeit der Schneeschmelze mit dem Hochwasser 
aus dem Thüringer Wald große Mengen von Sand mit sich 
schleppt. Wenn das Flußbett nicht von Zeit zu Zeit gereinigt 
wird, gibt es im Frühjahr jedesmal große Überschwem­
mungen und die Dorfbewohner erleiden große Schäden. 
Unter der zwölfjährigen Naziherrschaft wurde nicht eine 
Karre Sand aus dem Flußbett gefahren. Große Strecken 
fruchtbaren Landes sind überflutet und unfruchtbar gemacht 
worden. In den Kellern der Arbeiter- und Bauernhäuser 
stand das Grundwasser meterhoch. Die Dorfgemeinde stand 
nun mit ihren 1400 Einwohnern vor der Aufgabe, das 
schwere Problem der Ausbaggerung des Flußbettes zu lösen.
Es waren weder Geld noch Maschinen vorhanden und doch 
wurde ein Ausweg gefunden. Dank der Initiative des Orts­
gruppenvorstandes der SED und des Bürgermeisters wurde 
die Frage mit Hilfe der Bevölkerung in sehr kurzer Zeit 
gelöst Mit einem gemieteten Bagger wurden innerhalb eines 
Jahres aus dem Flußbett 70 000 Kubikmeter wertvoller Kfes 
ausgebaggert. An der Sammlung zur Finanzierung dieses 
Unternehmens beteiligte sich die gesamte Einwohnerschaft; 
die Freie Deutsche Jugend (FDJ) allein brachte 1000 Mark 
auf. Die Schienen für die Transportwege wurden sonntags 
in freiwilliger Arbeit verlegt. Der gewonnene Kies soll dazu 
dienen, neue Wohnungen für die hinzugekommenen Neu­
bürger zu schaffen.

Das Dorf hat über 500 Umsiedler aufgenommen. Auch 
der letzte dieser Umsiedler wurde wohnlich und menschen­
würdig untergebracht Da nun der Gemeinde durch die 
Bodenreform Gartenland zur Verfügung stand, wurde fast 
allen Familien je eine Gartenparzelle von 800 Quadratmeter 
zugewiesen. Durch die Bodenreform wurde außerdem der 
herrliche Park des Rittergutes zu einem Volkspark um­
gewandelt und am „Tage des Kindes“ unter dem Jubel von 
aOÖ Kindern mit einer Feier eröffnet. Die Obstplantagen 
und der Wald des Rittergutes wurden Eigentum der Ge­
meinde.

Auch zur Sicherung der Ernährung haben die Bauern 
des Dorfes bis auf wenige Ausnahmen mit allen Kräften bei­
getragen. Als es sich herausstellte, daß von dem Abliefe­
rungssoll noch ca. 10 Prozent fehlten, ging die Kommission 
der Vereinigung der gegenseitigen Bauemhilfe mit dem 
Bürgermeister von Hof zu Hof, um festzustellen, wie die 
Restmenge aufgebracht werden könnte. Als trotz der Aus­
schöpfung aller Möglichkeiten das Soll noch nicht erfüllt 
war, gaben einige Bauern, die über sehr gutes Land ver­
fügten und ausgezeichnet gewirtschaftet hatten, aus den 
ihnen verbliebenen freien Spitzen freiwillig 10 bis 30 Ztr. 
Getreide ab, um die Fehlmenge auszugleichen. So konnte 
das Dorf durch die Solidarität seiner Bauern das Abgabe- 
soll zu 100 Prozent erfüllen.
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Solche Beispiele, wie dieses kleine Dorf es verstand, 
unter Führung der Partei und der Gemeindevertretung und 
mit Hilfe der Bevölkerung alle Aufgaben gemeinschaftlich 
zu lösen und auch größere Schwierigkeiten zu überwinden, 
gibt es noch viele. Ingersleben möge ein Ansporn für viele 
andere Dörfer sein!
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